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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gem.einschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr, 2794/71 des Rates vom 20. Dezember 
1971 über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung von 
Gemeinschaftszollkontingenten betreffend bestimmte Wa- 
ren mit Ursprung in Entwicklungsländern. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 17. April 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg l 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2794/71 des Rates 
vom 20. Dezember 1971 über die Eröffnung, Auf teilung und 
Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten betreffend 
bestimmte Waren mit Ursprung in Entwicklungsländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2794,/71 
des Rates vom 20. Dezember 1971 über die Eröff- 
nung, Aufteilung und Verwaltung von Gemein- 
schaftszollkontingenten betreffend bestimmmte Wa- 
ren mit Ursprung in Entwicklungsländern '), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Rahmen der Allgemeinen Zollpräferenzen für 
Entwicklungsländer finden präferentielle Einfuhren 
bis zu bestimmten Plafonds statt, die sich aus einem 
Grund- und einem Zusatzbetrag zusammensetzen. 
Der Zusatzbetrag ist veränderlich und wird alljähr- 
lich auf der Grundlage der letzten verfügbaren stati- 
stischen Unterlagen berechnet. Jedoch darf sich dar- 
aus keine Verringerung des Plafonds ergeben. 


Die Kontingentsbeträge des Anhangs A zur Ver- 
verordnung (EWG) Nr. 2794/71 des Rates vom 20. De- 
zember 1971 sind für bestimmte Waren ohne Berück- 
sichtigung des Grundsatzes der Nichtverringerung 
errechnet worden. Für diese Waren sind die Kontin- 
gentsbeträge und folglich die Höchstmengen sowie 
die den Mitgliedstaaten zugeteilten Quoten zu än- 
dern - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang A zur Verordnung (EWG) Nr. 2794/71 des 
Rates vom 20. Dezember 1971 über die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung von Gemeinschaftszoll- 
kontingenten betreffend bestimmte Waren mit Ur- 
sprung in Entwicklungsländern werden die bisheri- 
gen Kontingentsbeträge (siehe Spalte 3), Höchstbe- 
träge je Land und Gebiet (Spalte 4) sowie die Be- 
träge der den Mitgliedstaaten zugeteilten Quoten 
(Spalte 5) für nachgenannte Erzeugnisse wie folgt 
geändert: 





Höchstbetrag je 


Nummer des 


Kontingents- 

Land und Gebiet 

Betrag der den 

Gemeinsamen 

Warenbezeichnung 

betrag (in Rech- 


(4) 

Mitgliedstaaten 

Zolltarifs 

(2) 

nungseinheiten) 


i n 

zugeteilten Quoten 

(1) 

(3) 

in 

®/o 

lii 

Rechnungs- 

einheiten 

(in Rechnungs- 
einheiten) (5) 

69.11 

Geschirr, Haushalts- 
und Toilettengegen- 
stände, aus Porzellan 

239 000 

20 

47 800 

BRD: 89 625 

Bx: 36 089 

Fr.: 64 769 

It.: 48517 

74.03 

Stäbe, Profile und 
Draht, aus Kupfer, 
massiv 

5 287 000 

20 

1 057 400 

BRD: 1 982 625 
Bx; 798 337 
Fr.: 1 432 777 
It.: 1 073 261 

87.10 

Fahrräder, einschließ- 
lich Lastendreiräder 
und dergleichen, ohne 
Motor 

759 000 

50 

379 500 

BRD: 284 625 
Bx: 114 609 
Fr.: 205 689 
It.: 154 077 

90.05 

Ferngläser und Fern- 
rohre, mit oder ohne 
Prismen 

657 000 

20 

131 400 

BRD: 246 375 
Bx: 99 207 

Fr.: 178 047 
. It.: 133 371 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 287 
vom 30. Dezember 1971, S. 72 


o 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Nach dem der WHK übermittelten Angebot über 
die Allgemeinen Zollpräferenzen unterliegt der Zu- 
satzbetrag der Plafonds einer jährlichen Revision auf 
der Grundlage der letzten verfügbaren statistischen 
Unterlagen, Diese Revision darf jedoch zu keiner 
Plafondminderung führen. Bei einer nochmaligen 
Prüfung der für das Jahr 1972 errechneten Plafonds 
ist festgestellt worden, daß das Verbot der Plafond- 
minderung bei vier Zollkontingenten, die in Anhang 
A der Verordnung (EWG) Nr. 2794/71 des Rates vom 
20. Dezember 1971 über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten 
betreffend bestimmte Waren mit Ursprung in Ent- 
wicklungsländern (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 287 vom 30. Dezember 1971, S. 72) 
aufgeführt sind, nicht eingehalten worden ist. 

2. Die Mitgliedstaaten sind bereits von dieser Sach- 
lage unterrichtet. Daher Icann dem Rat ein Ände- 
rungsvorschlag unverzüglich vorgelegt werden. 
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